	Passen Sie diese BV an Ihren Betrieb und Ihre Vorgaben an

	§ 1 Ziele
Diese Betriebsvereinbarung verfolgt das Ziel, die Betriebsangehörigen vor verbalen und tatsächlichen Übergriffen, Belästigungen, unfairer Konfliktführung sowie systematischer Ausgrenzung (Mobbing) durch Arbeitskollegen, Vorgesetzte und Dritte im Betrieb zu schützen.

§ 2 Geltungsbereich
Diese Betriebsvereinbarung gilt für den gesamten Betrieb und für alle Arbeitnehmer im Sinne des § 5 Abs. 1 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG). Sie erfasst darüber hinaus Praktikanten und Mitarbeiter von Fremdfirmen, soweit diese im Betrieb eingesetzt werden.

§ 3 Definition von Mobbing
Als Mobbing im Sinne dieser Betriebsvereinbarung gelten wiederholte, systematische oder gezielte Handlungen, die geeignet sind, die Würde, das Ansehen oder die psychische oder physische Gesundheit von Betriebsangehörigen zu beeinträchtigen. Dazu zählen:
· Soziale Ausgrenzung: Betroffene werden in Gesprächen ignoriert oder ausgegrenzt. Äußerungen der Betroffenen werden abgewertet, als lächerlich oder unwissend dargestellt oder beschimpfend oder beleidigend kommentiert.
· Verbreitung falscher Tatsachen oder Gerüchte: Über Betroffene werden wiederholt falsche Behauptungen über deren Arbeit oder Privatleben verbreitet. Über bestimmtes (ggf. erfundenes) Verhalten der Betroffenen wird sich lustig gemacht.
· Abwertende Bemerkungen: abwertende Äußerungen über Nationalität, ethnische Herkunft, Rasse, Geschlecht, sexuelle Orientierung, Religion, Weltanschauung, Behinderung, Alter oder Krankheit
· Schikanen durch Vorgesetzte: Zuweisung keiner, abwertender oder gesundheitsschädigender Aufgaben. Bewusste Überforderung durch zeitliche oder persönliche Überlastung
· Sexuelle Belästigung: verbal: anzügliche Bemerkungen, Witze oder Kommentare mit sexuellem Bezug. Tatsächlich: unerwünschte sexuelle Annäherungen oder Berührungen
· Cybermobbing: Mobbing über betriebliche Kommunikationsmittel (z. B. E-Mails, Chats, Intranet) oder private Kanäle, sofern der Bezug zum Betrieb besteht

§ 4 Maßnahmen gegen Mobbing
4.1 Prävention und Aufklärung
Arbeitgeber und Betriebsrat verpflichten sich zu regelmäßiger Aufklärungsarbeit im Betrieb. Dazu gehören u. a. die Thematisierung auf der Betriebsversammlung und einmal jährlich im Führungskräftekreis sowie die Sensibilisierung aller Mitarbeiter durch Schulungen, Workshops oder Informationsmaterialien.
4.2 Schulung von Führungskräften
Alle Führungskräfte werden im Rahmen einer jährlichen Fortbildung über Mobbing und frühe Anzeichen, über den Umgang mit Konflikten und Deeskalationsstrategien sowie die rechtlichen Rahmenbedingungen (AGG, BetrVG, BGB) geschult.
4.3 Benennung von Vertrauenspersonen
Arbeitgeber und Betriebsrat benennen einvernehmlich mindestens 2 Vertrauenspersonen. Die Vertrauenspersonen führen ihre Tätigkeiten während der Arbeitszeit aus. Sie sind im notwendigen Umfang von der Pflicht zur Arbeitsleistung freigestellt. Der Umfang wird im Einvernehmen mit dem Betriebsrat festgelegt. Die Kosten für Schulungen der Vertrauenspersonen trägt die Arbeitgeber.
4.4 Aufgaben, Schweigepflicht und Datenschutz
· direkte Ansprechpartner für Betroffene oder Zeugen von Mobbing sowie Unterstützung bei der Konfliktbewältigung zwischen Betroffenen und Tätern
· persönliche Beratung der Betroffenen, ggf. Vermittlung psychologischer oder psychotherapeutischer Hilfe
· Die Vertrauenspersonen unterliegen der strengen Schweigepflicht. Personenbezogene Daten werden vertraulich behandelt und nur mit Einwilligung der Betroffenen weitergegeben, soweit nicht gesetzliche Pflichten (z. B. § 12 AGG) eine Weitergabe erfordern.
§ 5 Vorgehen bei Mobbingvorwürfen
5.1 Meldung und Dokumentation
Betroffene oder Zeugen können sich an die Vertrauenspersonen, den Betriebsrat oder die Arbeitgeber wenden.
Meldungen können schriftlich oder mündlich erfolgen. Schriftliche Meldungen werden dokumentiert und vertraulich behandelt.
5.2 Prüfung und Maßnahmen
Der Arbeitgeber prüft den Vorwurf unverzüglich (innerhalb von 14 Tagen) und hört alle Beteiligten an. Bei begründetem Verdacht werden geeignete Maßnahmen ergriffen, z. B.: Gespräch mit den Beteiligten zur Klärung, Vermittlungsversuch durch die Vertrauenspersonen, Abmahnung der Täter nach Anhörung des Betriebsrats. Bei wiederholten oder schweren Verstößen können disziplinarische Maßnahmen bis hin zur Kündigung ergriffen werden. Bei strafrechtlich relevanten Handlungen (z. B. Beleidigung, Bedrohung, Körperverletzung) behält sich der Arbeitgeber vor, Strafanzeige zu erstatten, sofern ihm diese Anzeige rechtlich möglich ist.
5.3 Schutz der Betroffenen
Der Arbeitgeber trifft unverzüglich Maßnahmen zum Schutz der Betroffenen, z. B.: Versetzung der Täter oder Betroffenen (im Einvernehmen mit dem Betriebsrat).
§ 6 Inkrafttreten
Diese Betriebsvereinbarung tritt am … in Kraft.
§ 7 Kündigung
Diese Betriebsvereinbarung kann schriftlich mit einer Frist von 3 Monaten zum Quartalsende gekündigt werden. Sie wirkt dann bis zum Abschluss einer neuen Betriebsvereinbarung zum Thema Mobbing nach.
§ 8 Schlussbestimmungen
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung ganz oder teilweise unwirksam sein, berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht. Arbeitgeber und Betriebsrat verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen innerhalb von 4 Wochen durch eine wirksame Regelung zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung entspricht.
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